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Die geballte Kraft
Nichtwähler erobern das Rathaus 59%

Nichtwähler
Das Schwerpunktthema dieser Aus-
gabe ist natürlich die Kommunal-
wahl. Es gab keine Verlierer bei die-
ser Wahl. Am meisten dazu gewon-
nen hat, wie schon bei der letzten
Kommunalwahl, die Partei der Nicht-
wähler. Darum beginnen wir auf Sei-
te 3 auch mit ihr.

Wie wird es im neuen Stadtrat aus-
sehen? Eine große Koalition gegen
eine große Opposition? Zahlen- und
Gedankenspielereien auf Seite 5.

Neue Wege wollen die Träger der
Jugendhilfe beschreiten. Wir berich-
ten auf Seite 7 über die Fachveran-
staltung zum Thema “Jugend- und
Familienhilfe in Zeiten knapper Kas-
sen – Anspruch und regionale Rea-
litäten in sich verändernden Lebens-
welten”.

Arbeitslosengeld II: Während der
Sparfreibetrag um 50 Euro gesenkt
wurde, wurde gleichzeitig der Be-
trag für die Altersvorsorge um 50
Euro erhöht. Warum wir das Stra-
ßenräuberei nennen, können Sie auf
Seite 8 nachlesen.

Es war die letzte Sitzung des alten
Rates – trotzdem zerbrach noch ei-
niges Glas, welches wir auf Seite 9
aufgelesen haben.

Kann es angehen, dass es in einem
der reichsten Länder der Welt Kin-
derarmut gibt? Informationen zum
Weltkindertag haben wir auf Seite
10 zusammengestellt.

Ein-Euro-Jobs sind angeblich der
Königsweg aus der Arbeitslosigkeit.
Oder werden womöglich durch die
Ein-Euro-Jobs andere Arbeitsplätze
vernichtet? Antworten auf Seite 11.

30 Jahre hat das Pumpwerk auf
dem Buckel. Ein Grund zum Feiern!
Wir berichten über die Festivitäten
und über unsere Sicht der Dinge auf
Seite 12.
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An die
englische Popgruppe “Curiosity killed the
cat” mag der Polizeireporter der Wilhelmsha-
vener Zeitung gedacht haben, als er am 12.9.
die folgende Meldung in die Zeitung setzte:
“Ein kurioser Vorfall ereignete sich am Frei-
tag (...). Zeugen berichteten, dass eine junge
Katze aus dem vierten Stock eines Wohn-
hauses auf den Gehweg fallen gelassen
wurde.” Da die Katze den Hinauswurf über-
lebte, passt ja auch der Name (der übrigens
nichts mit toten Katzen zu tun hat, sondern
die Phrase “Sei nicht so neugierig!” um-
schreibt) der englischen Pop-Gruppe nicht
mehr.  Im Deutschen wird das Wort kurios im
Sinne von seltsam, sonderbar benutzt. Ist es
denn kurios, wenn jemand seine Katze aus
dem Fenster schmeißt? (hk)

21. Oktober: 
Demonstration in Dortmund 

Für eine Politik der 
sozialen Erneuerung!

“Die Reformschockstarre geht zu Ende”,
meinte Günther Kraemmer, Vorsitzender der
ALI, auf der September-Versammlung. “Re-
formen” nennt die Bundesregierung (wie
auch schon die vorige unter Schröder) die
Einschnitte, die seit Jahren vorgenommen
werden und einerseits fast allen Geld aus
der Tasche ziehen, andererseits aber einen
immer größer werdenden Teil der Bevölke-
rung immer tiefer ins Elend stürzen.
Dagegen werden die Gewerkschaften am 21.
Oktober in einigen Städten demonstrieren.
“Das geht besser. Aber nicht von allein!”, so
ist der Aufruf zu diesen Demonstrationen
überschrieben. Weiter heißt es da: “Deutsch-
land sozial gestalten! Das war die Forderung
der Gewerkschaften an die Parteien im
Bundestagswahlkampf. Das ist und bleibt
der Maßstab für die Bewertung der Arbeit
der Großen Koalition. Doch vieles, was die
Regierung auf den Weg gebracht oder an-
gekündigt hat, löst die Probleme nicht, son-
dern verschärft sie sogar.” Als Beispiele wer-
den der Gesundheitsfonds, Nullrunden für
RentnerInnen und Rentenkürzung durch die
Heraufsetzung des Rentenalters, der ständig
stärker werdende Druck auf Arbeitslose, der
Mangel an Ausbildungsplätzen, die Ver-
schlechterung des Kündigungsschutzes und
der Mitbestimmung und die Mehrwertsteue-
rerhöhung bei gleichzeitigen neuen Steuer-
geschenken für Unternehmen genannt. Statt-
dessen fordern die Gewerkschaften:
“Wir wollen Gesundheit für alle Bürgerinnen
und Bürger solidarisch und gerecht finan-
zieren und keine Zwei-Klassen-Gesellschaft
in den Wartezimmern und bei der Behand-
lung.
Wir wollen mehr Arbeit für Jung und Alt und
eine auskömmliche gesetzliche Altersrente
für alle – und keine Rente mit 67.
Wir wollen Löhne und Gehälter, die zum Le-
ben reichen. Dazu gehören Mindestlöhne
nicht unter 7,50 Euro – Arbeit darf nicht arm
machen. 
Wir wollen mehr Ausbildung. Firmen, die
nicht selbst ausbilden, müssen durch eine
Umlage an den Kosten der Ausbildung be-
teiligt werden. Außerdem wollen wir ein So-
fortprogramm für 50.000 zusätzliche Ausbil-
dungsangebote.
Wir wollen, dass Arbeitslose nicht verarmen
und zu Lohndumping gezwungen werden.
Wir wollen Schutz vor Willkür am Arbeitsplatz
und mehr Mitbestimmung in den Unterneh-
men – und keine Einschränkung von Arbeit-
nehmerrechten.
Wir wollen eine Steuerpolitik, die die
Binnenkonjunktur stärkt und die Kapitalge-
sellschaften fordert – aber keine Mehrwert-
steuererhöhung und weitere Geschenke für
Konzerne.”
Für die TeilnehmerInnen aus unserem Raum
ist der Demonstrationsort Dortmund. Wer
mitfahren möchte, soll sich bis zum 13. Okt-
ober über die eigene Einzelgewerkschaft
oder über das DGB-Büro (Tel: 04421-18010;
Fax: 04421-18019) anmelden. Die Fahrtko-
sten trägt der DGB. Abfahrt ist in Wilhelms-
haven am ZOB um 6.15 Uhr, in Sande am
Hotel Tapken um 6.30 Uhr und in Varel bei
der AOK um 6.45 Uhr. (noa)

Die Jadeschau habe ‘Charme und Anzie-
hungskraft, wie ihn orientalische Märkte’
hätten. Und OB Menzel meinte, die Schau
gebe ‘Anreize’ u.a. zum Thema ‘wie können
wir Energie einsparen’. Auf dem Foto sehen
wir die Führer aus Politik und Wirtschaft
beim Bummel durch die Jadeschau (nach
WZ vom 15.09.06). (hk)

Ausgewechselt 
wurde jetzt das Bauschild für den Hotelneu-
bau an der Jadestraße. Die Eröffnung eines
4-Sterne-Hotels mit “ca. 150 Zimmern, Re-
staurants, Bar, Veranstaltungsräumen und
Schwimmbad” wird nun von der “Columbia
Hotels & Resorts” für Ende 2007 angekün-
digt. Ob mit dem Bautermin alles glatt über
die Bühne geht, steht bekanntlich in den Wil-
helmshavener Sternen. 
Zum Nachdenken sollte allerdings die Beob-
achtung anregen, die unser Fotograf bei der
Besichtigung des Geländes machte. Nicht
nur, dass der bewachsene Hügel verdächtig
nach einer floristischen Rarität ausschaut, es
konnte auch ein frei lebendes Feldhamster-
pärchen (Cricetus cricetus) beobachtet wer-
den. Der Feldhamster wurde 1996 von der
Schutzgemeinschaft Deutsches Wild zum
Tier des Jahres erklärt und steht auf der Ro-
ten Liste der gefährdeten Arten. (hk)

An- und Verkauf von
Schallplatten und CD’s

HiFi-Komponenten, Literatur + Comics
u.v.m.

Bahnhofstr. 7 * 26382 Wilhelmshaven
Tel.: (04421) 4 21 84
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So wählten die WilhelmshavenerInnen

Tschüs Wähler! 
Der Abwärtstrend bei der Wahlbeteiligung setzt sich fort 
(ub) Jeder zweite Niedersachse hat die Kommunalwahl diesmal einfach ignoriert. Für
das Land ist das ein neuer Minusrekord bei der Wahlbeteiligung. Besonders heftig
fiel die Wahlverdrossenheit in Wilhelmshaven aus. Nur noch 41 % aller Wahlberech-
tigten ließen sich hier an die Wahlurne locken. Woran hat’s gelegen? Lässt sich die
Wahl”müdigkeit” erklären?

Am Morgen danach
- nach dem Wahlabend -  herrschte Ka-

terstimmung. So sehr sich die Strategen der
Parteien auch bemühten, ihr Abschneiden
bei der Kommunalwahl in Niedersachsen als
Erfolg zu verkaufen, so tief saß der Schock
über die außerordentlich geringe Wahlbeteili-
gung.

In ganz Niedersachsen haben nur noch
51,8 % der Wahlberechtigten ihre Stimme ab-
gegeben. Damit wurde der bisherige Wahl-
beteiligungstiefstand der letzen Kommunal-
wahlen im 2001 (Wahlbeteiligung seinerzeit
56,2 %) noch mal locker und kräftig getoppt.
Besonders im nördlichen Niedersachsen nä-
hert sich die “Partei der Nichtwähler” der
Zweidrittelmehrheit.

In Oldenburg lag die Wahlbeteiligung nur
noch bei 44,4 %; in Delmenhorst hatten 57,7
% der Wahlberechtigten Besseres vor und,
wie so oft bei zweifelhaftem Ruhm, stürmt
Wilhelmshaven die Hitliste: 59 % der Wähle-
rinnen und Wähler blieben zu Hause! Gibt es
Gründe für diesen Abwärtstrend? Lassen
sich Wählerbewegungen statistisch noch re-
lativ sicher einordnen, so ist es umso schwie-
riger, ein schlüssiges Ranking der Gründe für
die Wahlverweigerung zu erstellen. Wir bie-
ten einen bunten Erklärungsstrauß.

Kein Wahlwetter
Bei der Kommunalwahl Niedersachsen

im Jahre 2001 herrschte in weiten Teilen

Niedersachsen ein richtiges Schweinewetter
mit Sturm und Regen. Strahlender Sonnen-
schein dagegen am 10. September 2006. Lo-
gisch, der norddeutsche Stammwähler
braucht Scheißwetter!

Europa ist schuld
Landesweit konnte man am Wahlabend

und den Tagen danach in tief zerfurchte Poli-
tikergesichter blicken. Die geringe Wahlbetei-
ligung gab “Anlass zur Sorge”. Aber, so SPD-
Fraktionschef Wolfgang Jüttner gegenüber
dem NDR: “Die Demokratie ist nicht gefähr-
det. Nicht jede nicht abgegebene Stimme ist
ein Protest.” 

Und überhaupt: Nicht mehr wählen ge-
hen ist europäische Normalität. Jüttner: “Wir
bewegen uns auf ein europäisches Normal-
maß hin.” (NDR)

Die Krise der Großen
Der Politologe Daniel Gardemin von der

Universität Hannover betont: “Seit der Kom-
munalwahl 1986 haben CDU und SPD allein
in Niedersachsen rund eine Million Stimmen
an die kleineren Parteien und das Lager der
Nichtwähler verloren.... Das ist eine Krise der
Politik, die vor allem die Großen trifft. Be-
sonders die großen Volksparteien haben es
versäumt, auch in sozial schwierigem Um-
feld um Stimmen zu werben. Ich habe mit
vielen Politikern gesprochen und festgestellt,
dass sie in Problemviertel mit sozialen

Schieflagen häufig gar nicht hineingehen …
die Parteien machen keine Politik für diese
Menschen und schimpfen dann noch darauf,
dass sie gar nicht oder extreme Parteien
wählen.” (Wiesbadener Kurier)

Schuld hat “Berlin”
Wenn’s grad passt, finden sich Schuldige

auch auf bundespolitischer Ebene. Schuld
hat Berlin. “Ich glaube, dass viele Menschen
in die Große Koalition (in Berlin) große Hoff-
nungen gesetzt haben und einfach ent-
täuscht sind.” Dieser Ansicht ist, wen wun-
dert’s, ein Mann der Opposition – FDP-Vorsit-
zender Philipp Rösler. Dem kann sich der
Landtagsfraktionschef der Grünen, Stefan
Wenzel, nahtlos anschließen: Auch er sieht
“als Hauptgrund für die geringe Beteiligung
die Unzufriedenheit der Wähler über die ääää

SPD
14,9%

Grüne
2,5%

CDU
12,7%

REP
0,2%

Nichtwähler
59,7%

Pogo
0,1%DP

0,2%

NPD
1,0%

law
1,7%Ungültig

1,0% BASU
1,9%

FDP
4,1%
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große Koalition in Berlin”. (Spiegel) Oder glau-
ben die Wähler zunehmend, dass die Kom-
munalwahl unwichtig ist? Dies vermutet der
Vorsitzende des SPD-Bezirkes Braunschweig
und Bundesumweltminister Sigmar Gabriel:
“Viele Menschen glauben, die wichtigen Ent-
scheidungen würden nur in Berlin getroffen.”
(dpa)

No future?
Hohe Arbeitslosigkeit, kommunale Ver-

schuldung, leere Kassen, Abbau von Sozial-
leistungen, Hartz IV, raffgierige “Heuschre-
cken”, die den ehemals kommunalen Woh-
nungsbestand zerfleddern, Wohnungsleer-
stand, der ganze Stadtteile veröden lässt,
ausgeträumte Expovisionen, unklare Zu-

FFoorrttsseettzzuunngg ““TTsscchhüüss WWäähhlleerr””

Es herrscht in Wilhelmshaven eine beinahe
gespenstische Ruhe, wenn es um die Ergeb-
nisse der Kommunalwahl vom 10. September
geht. Einige wenige Stimmen waren gerade
noch an den Tagen direkt nach der Wahl zu
vernehmen. Stimmen wie: “Würden die Ram-
men für den JadeWeserPort schon arbeiten,
hätte das vielleicht anders ausgesehen”
(SPD-Vorsitzender Norbert Schmidt) oder: “Er-
schütternd und ernüchternd” (OB Menzel).
Einige Zeitungskommentatoren warfen den
Bürgern ihre Wahlenthaltung vor: Es ist, so
WZ-Chefredakteur Klaas Hartmann in seinem
Kommentar “Schwaches Bild” am 11.09.06,
“auch vom Souverän Volk wirklich nicht zu
viel verlangt, zu den Wahlen an den Urnen zu
erscheinen und eine halbe Stunde vom wert-
vollen Sonntag zu opfern. (...) Wenn nicht ein-
mal die Hälfte der Wahlberechtigten die
Chance zur demokratischen Einflussnahme
ergreift, hat der Souverän versagt – das ist ein
schwaches Bild.” So ein Schmarren!
Der WZ-Lokalredakteur Gerd Abeldt weiß da
schon genauer Bescheid: “Kandidaten wer-
fen mit Flugblättern um sich wie Jecken mit
Kamellen. Ihr aufklärerischer Rundkurs durch
Diskussionsveranstaltungen gleicht den Ro-
senmontagsumzügen. Viele Wahlkampfap-
pelle können es locker mit Büttenreden auf-
nehmen.” 
Warum sollte ein Bürger, warum sollte eine
Bürgerin am Wahlsonntag aufstehen und drei
Kreuze bei SPD, Adam, Müller oder CDU ma-
chen? Die meisten Bürgerinnen und Bürger

machen doch drei Kreuze, wenn sie die vor
der Wahl an jeder Straßenkreuzung und an
jedem Laternenpfahl hängenden Köpfe nicht
mehr sehen müssen. Und selbst der ‚Bil-
dungsbürger’ hat die Schnauze voll von den
durchschaubaren Plattheiten, mit denen die
Politik die Bürger versorgt. 
Wer jetzt mit Unverständnis auf die Entschei-
dung der sich langsam in Richtung verfas-
sungsändernde Mehrheit zubewegenden
Nichtwählergruppe reagiert, hat nichts ver-
standen. Die Politik fühlt sich doch am wohl-
sten, wenn sie ihre Entscheidungen ohne
den Wähler oder den ‘Souverän’ durchziehen
kann. 
“Wer seine Stimme abgibt, hat nichts mehr zu
sagen”, lautet ein Sponti-Spruch aus den
Siebzigern. Und genau so verstehen die mei-
sten Politiker ihren Job: Ich bin gewählt, bin
legitimiert – also mach ich!
Die Wähler und Wählerinnen existieren für die
4 oder 5 Jahre nach der Wahl nur noch als
Prozentzahl!
Überheblich und abgehoben werden dann
die Mandatsjahre durchgezogen – und die
Arbeit ist ja nicht einfach, die Familie leidet,
die Freunde leiden – da kann man ja nicht
auch noch Zeit für die Wähler haben. Natür-
lich gibt es Ausnahmen, natürlich gibt es
MandatsträgerInnen, die in ständigem Kon-
takt mit ihren Wählerinnen und Wählern ste-
hen – doch diese werden dann im Entschei-
dungsprozess zur (Partei-) Räson gebracht.
Erstes Fazit: Es gibt genügend Gründe, nicht
zu wählen. Nichtwählen ist nicht Faulheit,
Nichtwählen ist die Konsequenz aus ge-
machten Erfahrungen. Dass es zwischen den
Parteien des bürgerlichen Lagers, also CDU,
SPD und FDP nur partielle Unterschiede gibt,

weiß inzwischen auch der letzte Wähler; dass
die ehemals als Alternative angetretenen
Grünen inzwischen auch diesem bürger-
lichen Lager zuzurechnen sind, lässt sich
nicht nur an der Sozial- und Außenpolitik der
Grünen seit Joschka Fischer ablesen. Es gibt
kaum noch Unterschiede, die ich wählen
kann – warum soll ich dann wählen?
Was wird nun in Wilhelmshaven  geschehen? 
Es zeichnet sich ab (und die Stille in der Stadt
beweist das), dass die SPD sich die CDU mit
an Bord holen wird und dann ganz gemütlich
den weiteren Geschäften nachgehen wird. Es
ändert sich nichts – die SPD in Wilhelmsha-
ven macht ja schon seit Jahren die bessere
CDU-Politik.
Nun besteht ja auch noch die rechnerische
Möglichkeit, sich mit der FDP einzulassen.
Die Mehrheit wäre dann äußerst knapp – sie
würde vom Wohl und Wehe des Oberbürger-
meisters abhängen. Ob von Teichman und
Freunde eine solche Konstellation mittragen?
Es heißt abwarten.
Interessanter sind die Spekulationen, was
sich in der Opposition, also zwischen Grünen,
BASU und LAW abspielen wird. Der Artikel
“Das versteh’ einer” setzt sich mit dieser Frage
genauer auseinander.
Eines ist allerdings gewiss: Auch die Kommu-
nalwahl 2006 wird an der Lage Wilhelmsha-
vens nichts ändern. Die Politiker werden so
weitermachen, wie sie es zum Teil seit Jahr-
zehnten gewohnt sind, die Verwaltung wird
weiterhin bestimmen, welche Beschlüsse der
Rat zu fällen hat – doch vielleicht schafft es
die personell gut aufgestockte Opposition ja,
dafür zu sorgen, dass im Rathaus etwas mehr
Gegenwind bläst.

HHaannnneess KKllööppppeerr

kunftsvorstellungen (der ausgewiesene
Jade-Weser-Port-Gegner Aki Tjaden erzielt
das zweitbeste persönliche Wahlergebnis!) –
wie war die Situation vor 5 Jahren? Geht es
vorwärts? Gibt es Anlass zur Hoffnung? Oder
haben die notorischen Wahlverweigerer
recht, die sagen: “Die (Stadträte) machen ja
doch, was sie wollen – und am Ende müs-
sen wir zahlen”?

Tschüs Wähler!
Man kann das auch ganz anders sehen.

Der Professor für Politikwissenschaft an der
Universität Göttingen analysiert die Wahlver-
drossenheit wie folgt: “Im Rückgang der
Wahlbeteiligung drückt sich seit nunmehr
zwei Jahrzehnten signifikant die soziale
Spaltung der Gesellschaft aus - die Kluft zwi-

schen privilegierten und randständigen
Schichten, die Ungleichgewichte bei sozia-
len Chancen und gesellschaftlicher Teilhabe.
Eben dies macht die abstürzende Wahlbe-
teiligung doch ein wenig dramatischer.”

Die Welt der Politik wird mehr und mehr
zum eigenen Kosmos, der sich seiner frühe-
ren lebensweltlichen Wurzeln entzieht. Der
SPD-Fraktionsvorsitzende im niedersächsi-
schen Landtag, Wolfgang Jüttner, sprach am
Sonntag traurig von einem Mobilisierungs-
problem. Das ist allerdings das Vokabular
der siebziger und achtziger Jahre. Ganze
Wählerschichten, die lange Jahrzehnte der
SPD anhingen, sind keineswegs mangelhaft
mobilisiert - sie haben sich vielmehr dauer-
haft abgetrennt von der Welt der Parteien
und ihrer Politik. q

Das ist doch alles Käse:
Chevrondel, Saint Paulin, Comté, Crottin de Chavignol, Cantal, 

Fourme d’Ambert, Abondance, Morbier...
Käsespezialitäten- nicht nur aus Frankreich, aber nur aus biologischem Anbau! 

Für Fortgeschrittene und Anfänger ein Genuß!
Wilhelmshaven ll Marktstr. 94 ll Tel. + Fax: 04421/13438 

Anette Nowak 
Legasthenietherapie

Lese-/Rechtschreibtraining
Diagnose und Beratung
Auskunft und Anmeldung

04421 - 99 64 70

RReecchhttsscchhrreeiibbwweerrkkssttaatttt

Hallo! 
Jemand zu Hause?



Gegenwind 221 Seite 5

Das versteh’ einer!
Die BASU hat “persönliche Differenzen”...
(noa) “BASU mit Grünen?”, fragte die “WZ” am 21. September. Da konnten wir lesen,
dass die BASU im kommenden Rat mit den Grünen, sonst aber mit keiner anderen
Partei oder Gruppierung zusammenarbeiten will.

Von den 44 Sitzen im Rat hat die SPD 17
errungen und hat auch den OB in ihren Rei-
hen. Die CDU wird 14 Ratsmitglieder stellen;
die FDP hat 5 Ratsmandate erzielt; 3 Sitze
haben künftig die Grünen. BASU und LAW
haben je 2 Sitze. Über den einzigen NPD-Ver-
treter im künftigen Rat können wir hier hin-
wegsehen.

Wer mit wem?
Welche Zusammenarbeit es zwischen

den “Großen” geben wird, wird sich zeigen.
Viele werden denken, dass das ziemlich egal
ist – so viel tun sich die programmatischen
Aussagen von CDU und SPD nicht. Sollte es
nach Bundes-Vorbild eine große Koalition
geben, dann kann man dieser hier sogar
eine längere Lebensdauer prognostizieren
als jener dort. Zur Not würde eine Koalition
aus SPD und FDP ausreichen – sie hätte,
rechnet man den OB mit, im Stadtrat 23:22
Sitze.

Interessanter ist die Frage von Zu-
sammenschluss oder –arbeit auf der Seite
der “Kleinen”. Zwei Ratsmandate reichen für
eine Fraktion, doch mangels Stimmrecht in
den Ausschüssen ist eine solche kleine Frak-
tion ein ziemlich zahnloser Tiger. Die Grünen
mit ihren drei Sitzen wären immerhin eine
Fraktion mit Stimmrecht in den Ausschüssen
– aber mit drei Ratsmitgliedern wäre es doch
eine große Belastung, die Termine aller Aus-
schuss-Sitzungen wahrzunehmen.

Ausschuss-Szenarien
Eine fleißige städtische Mitarbeiterin hat

mit Hilfe eines schlauen Computerpro-
gramms ausgerechnet, wie die Sitzverteilung
in den städtischen Ausschüssen bei allen
denkbaren Zusammenschlüssen aussähe,
und dazu auch noch, wie es mit dem Zu-
griffsrecht auf Ausschuss-Vorsitze bei die-
sem oder jenem Zusammenschluss bestellt
wäre. Und wenn man sich durch diese Ta-
belle erst einmal durchgebissen hat, dann
stellt man fest: Unter 7 Ratsmitgliedern
braucht eine Gruppierung eigentlich gar
nicht erst anzufangen.

Nein, wir werden jetzt nicht alle mög-
lichen Szenarien vorstellen. Aber das eine
oder andere Beispiel ist doch ganz interes-
sant.

Sollte es gar keine Zusammenschlüsse
oder Vereinbarungen zur Zusammenarbeit
geben, dann könnten die BASU und die LAW
- je allein – je einen Vertreter in den Finanz-
ausschuss schicken; zwischen ihnen beiden
müsste jedoch ein Sitz im Verwaltungssaus-

schuss schon ausgelost werden – dies aller-
dings nur, wenn der Verwaltungsausschuss
wie in der letzten Ratsperiode 10 Beigeord-
nete haben soll; bei nur 8 Beigeordneten
gäbe es nicht einmal mehr ein Losen, son-
dern von vornherein keinen Sitz.

Bei einer Gruppenbildung wären die bei-
den kleinsten Fraktionen schon besser dran.
BASU/LAW zusammen könnten alle Aus-
schüsse besetzen. Allerdings wäre die Aus-
schussarbeit auch bei zusammen vier Rats-
vertretern eine ziemliche Ochsentour.

Grüne mit BASU und LAW
Nun entnehmen wir dem o.a. “WZ”-Artikel

ja, dass die BASU mit den Grünen zu-
sammenarbeiten will. Diese Gruppenbildung
hätte nicht nur für die Gruppe selber Vorteile
bei den Ausschuss-Sitzen, sondern würde im
Falle der 10er-Regelung sogar der LAW den
VA-Sitz ohne Losen garantieren. Grüne und
BASU wären zu fünft. Für so richtige Arbeits-
tiere wäre die Besetzung aller Ausschüsse
wohl zu schaffen.

Aus den Reihen der Grünen verlautet,
dass diese gerne mit BASU und LAW eine
Gruppe bilden würden. Die 7 Ratsmitglieder
dieser Gruppe könnten die Ausschussarbeit
wahrscheinlich schaffen, ohne sich kaputtzu-
machen. Grüne/BASU/LAW hätten außer-
dem Anspruch auf den Vorsitz in zwei Aus-
schüssen.

Aber die BASU hat “persönliche Differen-
zen” mit der LAW.

“Persönliche” Differenzen?
Wie persönliche Differenzen zwischen

politischen Gruppierungen aussehen mö-
gen, dafür dürfen unsere LeserInnen ihre
Fantasie anstrengen. Wir tun’s nicht.

Für die BASU sind Joachim Tjaden und
Joachim Ender in den Rat gewählt worden;
die LAW schickt Johann Janssen und Gerold
Tholen in den Rat. Und diese zwei haben mit
jenen zweien zunächst mal keine Differen-
zen. Persönliche Differenzen bestehen zwi-
schen Aki Tjaden und Johann Janssen.

Die beiden sind eine gewisse Strecke ih-
res politischen Lebensweges gemeinsam
gegangen. Johann ist in der WALLI, Aki war in
der WALLI. Aki ist als WALLI-Mann in den letz-
ten Rat gewählt worden.

Als im Herbst 2004 die WASG entstand,
sind Aki und Johann ihr bald danach gleich-
zeitig beigetreten. Dies war dem GEGEN-
WIND damals Anlass, sie beide und außer-
dem Werner Dalichow (WASG) zu einem Ge-
spräch zu bitten. Johann hatte leider keine
Zeit. 

In diesem Interview (Gegenwind 206)
sagte Aki Tjaden u.a., dass zwischen WALLI
und WASG viele Übereinstimmungen beste-
hen, die beiden Gruppen halt nur auf ver-
schiedenen Ebenen – die eine auf kommu-
naler, die andere auf Landes- und Bundes-
ebene – tätig seien, und dass die WALLI
doch ihre Wähler und Wählerinnen einbrin-
gen könne. 

Ein Leserbrief im Gegenwind 207 war Jo-
hanns Reaktion. Darin erinnerte er Aki daran,

dass man Wähler nicht mitbringen kann. Ob
er das Aki vor Erscheinen des Leserbriefes
auch persönlich gesagt hatte, entzieht sich
unserer Kenntnis. Auch wissen wir nicht, ob
Aki bald danach aus der WALLI austrat, weil
er verärgert darüber war, dass Johann das
Medium eines Leserbriefes für seine Kritik
benutzt hatte, oder ob es sonst noch persön-
liche Gekränktheiten gab. Gegenüber dem
GEGENWIND erklärte Aki seinen Austritt aus
der WALLI mit seinem persönlichen Arbeits-
tempo, das das der anderen WALLI-Leute bei
weitem übertraf. Und was ihn sonst noch aus
der WALLI getrieben hatte, darüber wollte er
sich nicht äußern. (Gegenwind 208) Außer-
dem trat Aki auch aus der WASG, deren Vor-
stand er angehört hatte, aus.

Auftrag der Wähler
Mag sein, dass zwischen Aki und Jo-

hann, vielleicht beeinflusst durch die beiden
auch zwischen ihren jeweiligen Anhängen,
noch Groll wegen dieser damaligen Ge-
schichte besteht. Mag sein, dass aktuell wei-
terer Groll hinzugekommen ist, nachdem in
der heißen Phase des Kommunalwahlkamp-
fes ein Flugblatt verteilt wurde, in dem drei
namentlich genannte Mitglieder der Bürger-
initiative gegen den JadeWeserPort Aki Tja-
den unterstützten, während andere Mitglie-
der der Bürgerinitiative (so z.B. einige WALLI-
Mitglieder) davon nichts wussten und damit
auch nicht einverstanden waren.

Jetzt haben Aki Tjaden und Johann
Janssen, die beide aufgrund persönlicher
Stimmen den Einzug in den Rat geschafft
haben, aber einen Auftrag ihrer WählerInnen.
Und da sollten andere Gründe bestimmen,
zumal die BASU in dem genannten “WZ”-Ar-
tikel mitteilt, dass “es in politischen Grundge-
danken Übereinstimmungen gebe”.

Diese Übereinstimmungen sehen auch
Wähler und Wählerinnen. So hat z.B. Werner
Ahrens, Sozialberater der ALI, auf der ALI-
September-Versammlung in einer Ausspra-
che über das Wahlergebnis eine Zu-
sammenarbeit zwischen BASU und LAW als
“wünschenswert” bezeichnet. q

WählerInnengemeinschaft
für Wilhelmshaven

Öffentliche Treffen der WALLI:
Jeden 1. Dienstag im Monat

um 19.30 Uhr 
im “Kreuzelwerk”

W A L L I
Wilhelmshavener 
Alternative Liste

Tel./Fax: 04421 879249
E-Mail: w.alli@web.de
Internet: walli-whv.de

AAnnddeerree PPoolliittiikk iisstt mmöögglliicchh.. JJeettzztt mmiittggeessttaalltteenn..
0044442211-- 4466 6688 3366

wwwwww..wwaassgg--wwhhvv..ddee
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Frauen-
wohlfühltag
Samstag, den 

7. Oktober2006
Von 10.00 

bis 15.00 Uhr
Verschiedene 

Wohlfühl-
massagen

Fußreflexzonen-
massage

Fußpflege und 
Maniküre
Pro Angebot 5,- 

Anmeldung erforderlich

Für das körperliche Wohl
bieten wir einen Brunch

für 5,- incl. einem Getränk 

Mütter
Zentrum

Werftstr. 45
Tel. 506 106

Öffnungszeiten

Café MüZe:
Montag - Freitag

9.30 - 13.30 Uhr

Über jedes ausgespuckte Kaugummi gibt
es eine Schlagzeile in der örtlichen Presse
und eine Anfrage im Rat. Mit Hochdruck
wird jetzt seit einiger Zeit an der Beseitigung
dieses unschönen Erscheinungsbildes der
neu gepflasterten Marktstraße gearbeitet.
Ob sich auch schon einmal jemand Gedan-
ken über eine viel schlimmere Sauerei (sie-
he Foto) direkt an der Nordseepassage ge-
macht hat? (hk)

Keine 
Entwarnung
Auch wenn es nicht so aussieht:
Rechts ist stärker geworden
(noa) Eine Woche nach den Kommunalwah-
len in Niedersachsen fanden in Berlin Kom-
munal- und Senatswahlen, in Mecklenburg-
Vorpommern Landtagswahlen statt. Der
Schock über den Einzug der NPD in diese
Gremien sitzt tief. In einzelnen Gemeinden
Mecklenburg-Vorpommerns haben um die
30 % der Menschen NPD gewählt!
Wie sieht es mit den Rechten in Wilhelms-
haven aus?
Bei der Kommunalwahl 2001 traten von
der Rechtsaußen-Fraktion lediglich die Re-
publikaner an. Mit ihren insgesamt 2784
Stimmen konnten sie zwei Vertreter in den
Rat schicken.
Im kommenden Rat wird die Rechte nur
mit einem Ratsherrn der NPD vertreten
sein. 1956 Stimmen hat die NPD am 10.
September erzielt.
Gottseidank – Rechts verliert in Wilhelms-
haven an Boden??? Nein!
Tatsächlich haben die Rechten in Wil-
helmshaven sowohl absolut als auch pro-
zentual einen Zuwachs erzielt.
Neben der NPD, die am 10. September in
allen sechs Wahlbereichen angetreten ist,
standen in den Wahlbereichen I, II, III und
VI auch die Republikaner und die Deut-
sche Partei zur Wahl. Ihre Stimmen spielen
bei der Sitzverteilung des kommenden Ra-
tes keine Rolle, doch wenn man die rechte
Gefahr einschätzen will, muss man sie zu
denen der NPD hinzurechnen. Und dann
kommt man auf 2936 Stimmen.
Die Betrachtung der Stimmenzahlen in
den einzelnen Wahlbereichen zeigt außer-
dem, dass DP und REP in den Wahlberei-
chen IV und V, in denen sie die erforder-
lichen Unterstützungsunterschriften nicht
zusammenbekommen hatten und deshalb
nicht antreten konnten, womöglich auch
einige Stimmen bekommen hätten. Es war
nämlich offenbar nicht so, dass die DP-
und REP-Anhänger am 10. September
dann eben ihre Stimmen der NPD gege-
ben haben, sondern sie scheinen der Wahl
ferngeblieben zu sein. Darauf deutet der
Vergleich der REP-Ergebnisse 2001 mit
denen der NPD-Ergebnisse 2006 hin
(2001: 509 REP-Stimmen – 2006: 499
NPD-Stimmen im Wahlbereich IV; 2001:
467 REP-Stimmen – 2006: 350 NPD-Stim-
men im Wahlbereich V).
Ein Blick auf die prozentuale Verteilung:
Hatten die Republikaner 2001 einen Stim-
menanteil von 3,1% erreicht, haben REP,
DP und NPD zusammen 2006 schon et-
was mehr, nämlich 3,6 % der abgegebe-
nen Stimmen errungen.
Dass die äußere Rechte nur einen Vertreter
im kommenden Rat haben wird, verdanken
wir also lediglich ihrer Zersplitterung. Ent-
spannt zurücklehnen ist nicht!
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Neue Wege in der Jugendhilfe
Vernetzung, Kooperation, Sozialraumorientierung  - 
die Jugendhilfe sucht neue Wege
(ub) Die freien Träger der Jugendhilfe im Landkreis Friesland hatten erstmalig eine
gemeinsame Fachveranstaltung zum Thema “Jugend- und Familienhilfe in Zeiten
knapper Kassen – Anspruch und regionale Realitäten in sich verändernden Lebens-
welten”  angeboten. Die ca. 80 Teilnehmer, überwiegend Mitarbeiter aus sozialen Ein-
richtungen der Region, informierten sich an zwei Tagen im Waisenstift Varel über die
aktuellen Entwicklungen in der Jugend- und Familienhilfe und diskutierten mit den
Vertretern der kommunalen Kostenträger Ute Janssen (Landkreis Friesland), Carsten
Feist (Jugendamtsleiter Wilhelmshaven) und Georg Schäfer (Jugendamt Celle), wel-
che Hilfsleistungen angesichts der aktuellen Nachfragesituation Priorität haben sol-
len und wie diese Hilfsangebote längerfristig finanziell  abgesichert werden können. 

Einig waren sich die Vertreter der veran-
staltenden Einrichtungen in ihrem abschlie-
ßenden Resümee: Eine professionelle Ju-
gend- und Familienhilfe muss auch in Zeiten
knapper Kassen kontinuierlich gewährleistet
sein. Dort, wo sich Hilfebedarfe abzeichnen,
muss Unterstützung so früh wie möglich ein-
setzen. Präventive Ansätze in der ambulan-
ten Jugendhilfe müssen verfolgt werden.
Eine hohe Qualität der professionellen Hilfe
muss gesichert werden. Die Beteiligten warn-
ten auch mit Verweis auf die Folgekosten da-
vor, notwendige Angebote  für hilfebedürftige
Familien aus Kostengründen zu verzögern
oder etwa unzureichend zu gewährleisten. 

Aber auch die Effizienz der Hilfeleistung
steht auf dem Prüfstand. Landrat Sven Am-
brosy forderte in seinem Begrüßungsreferat
die anwesenden Vertreter der ambulanten
Jugendhilfe, Schulsozialarbeiter, Lehrer und
die Fachkräfte der Jugendpsychiatrie auf,
“das vorhandene Wissen auszutauschen,
gemeinsam zu handeln, nach Synergieeffek-
ten zu suchen um einen effektiven Einsatz
der vorhandenen Mittel zu gewährleisten”.

Mit den Möglichkeiten, die Qualität sozia-
ler Arbeit zu entwickeln und zu sichern, be-
schäftigte sich in einem Fachvortrag Dr. Ha-
rald Tornow, Geschäftsführer einer Gesell-
schaft, die sich mit Qualitätsmanagement

beschäftigt. Freie Träger der Jugendhilfe be-
finden sich, so Tornow, “in Konkurrenz zuein-
ander auf einem Dienstleistungsmarkt.” Auf-
grund der Knappheit der zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mittel erlangen laut
Tornow die wirtschaftlichen Aspekte der
Maßnahmen sozialer Hilfe zunehmende Do-
minanz. Dr. Harald Tornow verdeutlichte den
Fachkollegen der vertretenen Einrichtungen,
dass eine planvolle Steuerung der Hilfeorga-
nisation und eine effiziente Ausrichtung der
Hilfsangebote in Zeiten knapper Kassen
hohe Priorität haben muss. Entscheidend ist
aber dann, “die nachhaltige Wirkung der Hil-
fe”, denn wenn alle Träger der Jugendhilfe
als Dienstleister unter gleichen Bedingungen
agieren, müsse der Preis der Leistung sich
folglich nahezu gleichen. Es kommt also dar-
auf an, die Qualität der Arbeit so zu entwik-
keln, dass eine nachhaltige Wirkung erzielt
werden kann. An die Vertreter der Kostenträ-
ger gerichtet stellte Tornow klar, dass eine
aus Gründen der Kostenersparnis reduzierte
Hilfe der Kommune langfristig unter Umstän-
den wesentlich teurer wird, wenn aufgrund
eingeschränkter Hilfsleistungen die Nachhal-
tigkeit nicht gesichert werden kann. 

Zum Thema Kinder- und Jugendpsychia-
trie (KJP), ihre möglichen Schnittstellen zur
Jugendhilfe und gemeinsamen Koopera-
tionsperspektiven referierten der Leiter der
KJP Dr. Michael Stern und sein psychologi-
scher Mitarbeiter Dr. Eugene Eppstein. Die
Anmeldezahlen der Wilhelmshavener Psy-
chiatrie belegen es: Immer mehr  Kinder und
Jugendliche sind mit Problemen konfrontiert,
die eine psychiatrische Intervention erforder-
lich machen. Eppstein und Stern machten
vor allem deutlich, dass auf dem Gebiet der
psychiatrischen Hilfen auch relativ viele offe-
ne Fragen den gesicherten Erkenntnissen
entgegenstehen. Schon die Diagnostik kann
täuschen. Der Einsatz von Psychopharmaka
kann u. U. schnell helfen. Die Verabreichung
von Retalin für ADS- (hyperaktive) Kinder ver-
spricht rasche Besserung, aber die Experten
warnen vor hohen Nebenwirkungen und ver-
weisen darauf, dass “die Langzeitwirkung
von Psychopharmaka bei Kindern und Ju-
gendlichen noch nicht ausreichend erforscht
ist” (Dr. Michael Stern). Jugendpsychiatrie
und Jugendhilfe haben unterschiedliche
Handlungsmaximen. Die Psychiatrie bietet
Heilung oder Besserung an. Die Jugendhilfe
will beispielsweise die Erziehungskompe-
tenz der Eltern erhöhen. Eppstein und Stern
wiesen darauf hin, dass dem Rat- und Hilfe-
suchenden nicht immer deutlich ist, wann
die Handlungsfelder Psychiatrie und Jugend-

hilfe zuständig sind. Dass ihr Kind “krank” sei
und deshalb behandelt werden muss, ist, so
die Experten der Wilhelmshavener KJP, El-
tern manchmal erträglicher, als sich in der
Jugendhilfe mit Defiziten ihrer Erziehungs-
kompetenz auseinanderzusetzten. 

Soziale Hilfen, wenn sie von Experten or-
ganisiert angeboten werden, kosten Geld.
Die stationäre Unterbringung eines Kindes in
einem Heim z. B. belastet das Budget der
kommunalen Hilfe mit bis zu  50.000 Euro
pro Jahr. Fremdunterbringungen auf das ab-
solute Mindestmaß zu reduzieren ist ein vor-
rangiges Anliegen aller kommunaler Kosten-
träger. Wenn Einsparungen nicht zu Lasten
der Hilfebedürftigen gehen sollen, müssen
alternative Handlungsmöglichkeiten ge-
schaffen werden. “Sozialraumorientierung
und -budgetierung” heißt dazu bundesweit
das neue Zauberwort. Sozialraumorientie-
rung als sozialpädagogisches Konzept wird
mittlerweile in vielen Städten umgesetzt. Die
Stadt Celle hat im Rahmen eines aus
Bundesmitteln geförderten Modellprojektes
die Sozialraumorientierung als neues Steue-
rungsmittel der Jugendhilfe umgesetzt. Der
Celler Jugendamtsmitarbeiter Georg Schäfer
erläuterte deren Grundprinzipien. 

Die Konzepte der Sozialraumorientierung
schlagen auch ein neues Finanzierungsmo-
dell vor: die Finanzierung durch Sozialraum-
budgets. Nach diesem Modell soll die Finan-
zierung von freien Trägern nicht mehr an die
individuelle Fallbearbeitung gekoppelt wer-
den. Vielmehr werden Träger ausgehend von
sozialräumlichen Kriterien über auszuhan-
delnde Budgets finanziert - unabhängig von
fluktuierenden Fallzahlen. Mit diesem Modell
wird es für Träger attraktiv, Fälle eher früher
als später zu beenden, Klienten und Familien
zu aktivieren, die eigenen Selbsthilfepotenzi-
ale auszubauen und zu nutzen. Darüber hin-
aus werden die Finanzen sowohl für die Ju-
gendämter als auch für die freien Träger
planbarer, es können eher längerfristige Per-
spektiven ins Auge gefasst werden als bis-
her.

Der Wilhelmshavener Jugendamtsleiter
Carsten Feist erläuterte in der abschließen-
den Podiumsdiskussion, warum er im Ge-
gensatz zur Jugendhilfe im Landkreis Fries-
land im Jahr 2007 das Konzept der Sozial-
raumorientierung zügig umsetzen will. Die
kommunale Jugendhilfe will, so Feist, unter
Einbeziehung der freien Träger die insbeson-
dere präventiven Hilfen so früh wie möglich
an Kindergärten, Schulen und in den Sozial-
räumen installieren, um später hohe Folgeko-
sten zu vermeiden.  q

DDiiee FFaacchhttaagguunngg ““JJuuggeenndd-- uunndd FFaammii--
lliieennhhiillffee iinn ZZeeiitteenn kknnaappppeerr KKaasssseenn””

wurde organisiert von der Arbeitsgemein-
schaft der Träger ambulanter Jugendhilfe in
Friesland. Dieser AG gehören an:
ä Freie Soziale Dienste Friesland e.V.
ä Gemeinnützige Gesellschaft für Paritä-
tische Sozialarbeit
ä Pädagogische Praxis für Kinder, Ju-
gendliche und Familien “Lichtblick”
ä SOS-Hilfeverbund Wilhelmshaven
Friesland
ä Sozialpädagogisches Zentrum Schor-
tens
ä Waisenstift Varel -  Familienhilfen
ä Zentrum für Familie, Frauen und Ju-
gend “Pusteblume”
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Günstiges
Baugeld

Konditionen 
auf Anfrage

Ihr Ansprechpartner:
Holger Janßen Tel.: 04421 / 81144
Büro (vorm.) 04421 / 1400823

VERSICHERUNGSGRUPPE

meldungenmeldungen
Völlig überlastet
ist nach wie vor das Sozialgericht Oldenburg,
das für Wilhelmshavener Klageführende zu-
ständig ist. Zwar bekommt es jetzt eine wei-
tere Richterin, doch immer noch muss man
bis zu einem halben Jahr warten, bis Eilan-
träge verhandelt werden. Erfreulich: Nur noch
ein Richter ist der Meinung, dass in Ausein-
andersetzungen um die Kosten der Unter-
kunft nach Hartz IV die in der Wohngeldta-
belle genannten Summen unterschritten
werden düften. Bekanntlich bewilligt das
Job-Center Wilhelmshaven immer wieder zu
geringe Mietkosten (bei Einzelpersonen 252
statt 280 €, bei 2 Personen 310 statt 345 €,
bei mehr Personen 372 statt 410 €). Auch
wenn man lange warten muss: Widerspruch
und Klage lohnen sich. (noa)

Wilhelmshavener Schiffe
sind letzte Woche ausgelaufen, um an einem “robusten” Einsatz im Nahostkonflikt teilzuneh-
men. Die LAW (linke alternative wilhelmshaven) will mit Befürwortern und Gegnern dieses Ein-
satzes sprechen. Für den 11. Oktober hat sie den Standortältesten zu einer Informations- und
Diskussionsveranstaltung zu diesem Thema eingeladen. Bis dann wird der Marineverband
schon am Ziel eingetroffen sein und seine Arbeit aufgenommen haben. Ob der Standortälte-
ste kommt, ob er einen Vertreter schickt oder ob die Veranstaltung ohne die Beteiligung der
Marine ablaufen muss, weiß die LAW noch nicht. Erfreulich wäre es auf alle Fälle, wenn auch
Soldaten und ihre Angehörigen sowie alle anderen, die sich dafür interessieren, kommen wür-
den. MMiittttwwoocchh,, 1111.. OOkkttoobbeerr,, 1199..3300 UUhhrr,, GGaassttssttäättttee ““SScchhwwaarrzzeerr BBäärr””,, BBiissmmaarrcckkssttrraaßßee 117799aa..

Ebbe
herrscht schon wieder in der Kasse
der Arbeitsloseninitiative Wilhelms-
haven/Friesland. Spätestens ab No-
vember, eventuell sogar schon ab
Anfang Oktober wird Werner Ahrens
wie schon einmal nur noch einen
Minijob als Sozialberater der ALI
machen können. Dadurch werden
die Beratungszeiten wieder dras-
tisch reduziert werden müssen.
“10.000 Arbeitslose schaffen es
nicht. Die ALI ausreichend zu finan-
zieren”, sagte der ALI-Vorsitzende
Günther Kraemmer auf der letzten
Monatsversammlung enttäuscht.
(noa)

Straßenräuberei
Wieder einmal wurde den Langzeitarbeitslosen Geld aus der 
Tasche gezogen
(noa) Thema der ALI-Monatsversammlung am 12. September war wie so oft Hartz IV.
Diesmal gab es keinen externen Referenten, sondern Werner Ahrens blickte zurück:
Noch nicht einmal zwei Jahre gibt es das Gesetz, doch es wurde schon mehrere
Male geändert. 

Die jüngste Änderung betrifft die Freibe-
träge. Bekanntlich dürfen Arbeitslose eine
gewisse Summe Geldes besitzen, die sie
nicht für den Lebensunterhalt antasten müs-
sen, sondern – wie andere Leute auch – für
Anschaffungen oder andere Wechselfälle
des Lebens “auf der hohen Kante” haben
dürfen. Diese Summe richtet sich nach dem
Lebensalter. In der ursprünglichen Fassung
des Gesetzes handelte es sich um 200 €

pro Lebensjahr. Eine 40-jährige erwerbslose
Person durfte bis neulich also 8000 € z.B. auf
einem Sparbuch haben. Diese Summe wur-
de nun auf 150 € pro Lebensjahr gesenkt.
Gleichzeitig wurde der Freibetrag für die Al-
tersvorsorge von 200 auf 250 € erhöht.

Nur umschichten?
Das klingt zunächst mal so, als gäbe es

eigentlich gar kein Problem, als müsste man
nur die 50 € pro Lebensjahr vom Sparbuch
holen und auf die Altersvorsorge draufpak-
ken.

Aber Pustekuchen! Dafür hätte gleichzei-
tig das Versicherungsvertragsgesetz geän-
dert werden müssen. Und das ist unterblie-
ben. Keine Bank oder Versicherungsgesell-
schaft darf von einem Arbeitslosen die
bewussten 50 € mal Lebensjahre anneh-
men und für ihn festlegen. 

Nehmen wir das Beispiel eines 55-Jähri-
gen. Er durfte bis Ende Juli 11.000 € Erspar-
tes haben. Seit dem 1. August darf er nur
noch 8250 € horten. Hat er die 11.000 € tat-
sächlich besessen, dann hat er nun auf ein-
mal 2750 € “zuviel” Diese Summe muss er
nun erst einmal in den Lebensunterhalt flie-
ßen lassen, bis sie aufgebraucht ist. Inzwi-
schen bekommt er kein Alg II. Stattdessen
bekommt er einen Einstellungsbescheid.
Und falls er seinen letzten Antrag z.B. im Mai

oder Juni abgegeben hat und  im August
noch Geld bekommen hat, kann ihm sogar
eine Rückzahlungsforderung blühen.

Haben “die da oben” geschlafen, als sie
“vergessen” haben, das Versicherungsver-
tragsgesetz gleichzeitig zu ändern? Oder war
es Absicht? Nun, das Freibetragsneurege-
lungsgesetz hatte den Zweck, an den Lang-
zeitarbeitslosen zu sparen. Und dieser Effekt
wäre ja gar nicht erzielt worden, wenn die
Betroffenen ihr “Zuviel” an Erspartem behal-
ten könnten.

Perfektes Timing!
Ganz schlaue Arbeitslosengeld II-Emp-

fänger hätten aber ihr Geld vor dem Zugriff
des Staates retten können. Man kann ja z.B.
Geld auch unter der Matratze aufbewahren
oder seinem eigentlichen Zweck zuführen.
So hätte der o.a. 55-jährige Arbeitslose ja für
2750 € einige Anschaffungen schon jetzt
statt irgendwann später tätigen können.

Aber dafür, dass dergleichen nicht pas-
sierte, haben “die da oben” mit ihrem Timing
gesorgt: Das Freibetragsneuregelungsgesetz
wurde am 28. Juli (einem Freitag) verabschie-
det und trat am 1. August (einem Dienstag) in
Kraft. q

©GRUPPO|635.com | foto.hufenbach
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W Arme teure Kinder
Im letzten Jahr stieg die Anzahl der Heimer-
ziehungen in der Stadt von 58 auf 80 Fälle,
zwölf davon durch Zuzüge von außerhalb.
Pro Heimplatz werden monatlich 3.900 Euro
berechnet. Hierfür wurde eine Nachbewilli-
gung von 1,5 Mio Euro aus dem städtischen
Haushalt erforderlich. Es wäre interessant zu
erfahren, wie sich diese Heimkosten auf-
schlüsseln. Zum Vergleich: Eine mir bekann-
te Hartz-IV-Empfängerin erhält pro Kind 190
Euro monatlich, mit denen sie es ernähren,
kleiden und seine sonstigen materiellen Be-
dürfnisse erfüllen muss.

W Kirchturm 1
Derzeit liegt es im Trend, dass benachbarte
Landkreise und kreisfreie Städte Zweckver-
bände gründen, um bestimmte Aufgaben ge-
meinsam zu bewältigen. Das spart natürlich
Geld (was alle gut finden), vor allem in Form
von Personalstellen (was je nach Blickwinkel
mehr oder weniger gut ist). Ein Zweckver-
band bedeutet jedoch auch: langjährige Ver-
handlungen, bis man sich auf den kleinsten
gemeinsamen Nenner geeinigt hat. Zudem
muss man auskungeln, welcher Landkreis
nun Sitz der neuen Einrichtung werden darf.
Weiter bedeutet es für die Beteiligten, Ent-
scheidungsbefugnisse abzugeben. Und das
tut einigen richtig weh.
Nun gut: Die Stadt will zusammen mit den
Landkreisen Friesland, Wittmund und Weser-
marsch einen Zweckverband “Veterinäramt
JadeWeser” gründen. Darüber hatte der Rat
zu beschließen. In letzter Sekunde fiel den
großen Parteien jedoch plötzlich ein und auf,
was man noch so an den Verhandlungser-
gebnissen ändern müsste. CDU-Sprecher
Günter Reuter forderte “weniger hoch dotierte
Beamte” im neuen Amt. Und die (kostendk-
ckende) Anhebung der Fleischbeschauge-
bühren ist auch nicht in seinem Sinne. Die
SPD möchte je eine/n Vertreter/in der Ge-
bietskörperschaften zusätzlich in den Auf-
sichtsrat entsenden und fordert die rechtzeiti-
ge Vorlage des Wirtschaftsplanes.
CDU-Landwirtschaftsexperte Weerda wies
darauf hin, dass Anfang nächsten Jahres eine
EU-Verordnung in Kraft tritt, wonach die Ge-
bühren für die Fleischbeschau nicht ohne
Weiteres die vorgesehene Pauschale von 5
Euro überschreiten dürfen. FDP-von Teichman

will hingegen den privat betriebenen
Schlachthof nicht aus öffentlichen Mitteln sub-
ventionieren, sondern kostendeckend arbei-
ten lassen. SPD-Neumann will den Schlacht-
hofbetreiber nicht zusätzlich belasten, um die
dortigen Arbeitsplätze nicht zu gefährden.
Dass durch den Zweckverband letztlich Stel-
len im öffentlichen Bereich wegrationalisiert
werden, wurde nicht thematisiert.
Nach einer Beratungspause zog die CDU ih-
ren Änderungsantrag zurück und schloss
sich dem der SPD an. Ein erster Hinweis auf
eine mögliche große Koalition?

W Kirchturm 2
Durch einen weiteren Zweckverband will die
Stadt mit dem Landkreis Friesland eine ge-
meinsame Leitstelle für Feuerwehr und Ret-
tungsdienste schaffen. Der Landkreis Witt-
mund hatte sich vorab ausgeklinkt. Damit
nicht genug, will er ausgerechnet jetzt eine
sogenannte bunte Leitstelle (Feuerwehr, Ret-
tungsdienste und Polizei), die auch Aurich
und Leer abdeckt, für sich an Land ziehen. Im
Zuge der landesweiten Polizeireform war
nun gerade Wilhelmshaven als Standort für
eine überregionale Polizei-Leitstelle festge-
legt worden. Neumann kritisierte dieses Hin
und Her der Landesregierung, CDU-Reuter
schob den Landkreisen die Schuld zu. 
BASU-Vertreter Tjaden kam auf den Kern zu-
rück: Man solle vor allem bis zur Einrichtung
der Leitstelle die bisherigen Probleme lösen
– in erster Linie die 20.000 angesammelten
Überstunden der Beschäftigten abbauen.
Sinn des Ganzen ist, siehe oben, zu sparen.
Dazu Dezernent Jens Graul: “Mission com-
pleted – wir werden sparen.” Statt bislang elf
würden nur noch sechs bis sieben Wilhelms-
havener Feuerwehrleute in der Leitstelle ein-
gesetzt, die übrigen stellt Friesland. Die Grün-
dung dieses Zweckverbandes wurde ein-
stimmig beschlossen.

W Trotz alledem
Trotz latenter Proteste aus der Bevölkerung
wurde bei sechs Gegenstimmen und einer
Enthaltung die Umwidmung der Schleusen-
insel zum Gewerbegebiet beschlossen.
Immerhin will man nun entgegen früheren
Planungen zunächst den nördlichen Teil mit
Gewerbe belegen und die Freizeitgärten erst
beanspruchen, wenn zusätzlicher Bedarf be-
steht. Ein Lärmschutzwall (Kosten: 250.000
Euro) soll die Laubenpieper vor Beeinträchti-
gungen schützen. Norbert Schmidt (SPD) be-
kräftigte, dass östlich der KW-Brücke die Ha-
fenwirtschaft favorisiert werden soll. Die Ver-
waltung habe bestätigt, dass es Nutzungs-
interessenten gäbe. “An die Lauben gehen
wir erst, wenn alles voll ist.”
Von Teichman würde statt des Lärmschutzes
lieber Ersatzflächen für die Lauben schaffen.
Die Zusatzkosten für den Wall, der ohnehin nur
zwei bis fünf Jahre nötig sei, würden Investoren
abschrecken. Baudezenent Kotteck stellte
richtig, dass die entstehenden Mehrkosten pro
m

2
Gewerbefläche zu vernachlässigen sind.

Tjaden äußerte folgende Bedenken: “Wir
schieben das Gelände gerade und sagen,
die Investoren stehen Schlange – es gab ei-
nen, aber der war N-Ports (Landesbetrieb für
Häfen, Eigentümer der Flächen – red) nicht
genehm.” Zudem habe das Land seines Wis-
sens derzeit gar kein Geld zur Herrichtung
der Flächen. Bernhard Rech (CDU) stieß teil-
weise ins gleiche Horn: Man solle die Bürger
nicht vor den Kopf stoßen. “In Voslapp haben

vom 20. September 2006
zusammengekehrt von Imke Zwoch

Nach der Wahl ist vor der Wahl oder
was? Der neu gewählte Rat wird sich
erst Anfang November offiziell zu-
sammenfinden, und so hätten sich
die Altgedienten auf dieser vorletzten
regulären Sitzung ja mal völlig ent-
spannen können. Weit gefehlt. Die
vertrauten Verhaltensmuster und Rol-
lenspiele sind zu lange eingeübt,
und so spulte das Programm Neu-
mann gegen Reuter und beide zu-
sammen gegen FDP und BASU ab
wie gehabt. Gähn.

wir auch vor zwei Jahren alles platt gemacht
...” (und bis heute ist der JadeWeserPort
noch nicht im Bau – red). Reuter bezeichne-
te Tjadens Bedenken als “Spökenkiekerei” –
“machen Sie bitte weiter so”, ereiferte er sich.
(Worauf er sich verlassen kann.)
Befremdlich fand ich, dass immer nur von
den Freizeitgärtnern die Rede war – und nicht
von den vielen Einheimischen und Gästen,
die die Schleuseninsel sonst noch nutzen.
Nicht ohne Grund haben BürgerInnen mit
breiter Unterstützung das abhanden gekom-
mene Molenfeuer neu aufgebaut – als Ziel ei-
nes langen Spaziergangs an der Wasserkan-
te oder einer abendlichen Radtour. Hier wird
wieder mal auf blauen Dunst ein riesiges tou-
ristisches Potenzial vergeudet. LLL
W Wie gewonnen, so zerronnen
Die Stadt erhält aus dem Jahresgewinn 2005
ihrer Tochtergesellschaft WEB 519.000 Euro
ausgeschüttet. Eine andere Tochter, die WTF,
ist weniger gewinnbringend: Um ihren Be-
trieb aufrechtzuerhalten, werden 1,5 Mio Euro
aus dem städtischen Haushalt in die Tochter
gepumpt. q
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Wieso, weshalb, warum
Kinderarmut in Wilhelmshaven
(iz) Am 20.9. war Weltkindertag. Einmal im Jahr macht man sich Gedanken über die
materielle und seelische Situation unseres Nachwuchses? Nein, es gibt viele Enga-
gierte, die sich Tag für Tag damit auseinandersetzen wollen oder müssen. Einige da-
von trafen sich im Pumpwerk zu einer Podiumsdiskussion über Kinderarmut. Hinter
erschütternden Zahlen lugte auch ein Stück Hoffnung hervor.

Eingangs gab Dr. Antje Richter von der
Landesvereinigung für Gesundheit Nieder-
sachsen e. V. (Hannover) einen Überblick
über die Situation. Als arm gilt, wer weniger
als die Hälfte des durchschnittlichen Monats-
einkommens hat. Lange Zeit ging es den
Niedersachsen noch besser als dem
Bundesdurchschnitt (aktuell 12% Arme),
doch in den letzten Jahren stieg die Zahl hier
auf 14,5%, denen weniger als 572 Euro mo-
natlich zur Verfügung stehen. Kinderreiche
Familien sind sogar zu 33% davon betroffen.

Niedersachsenweit beziehen 13,6% aller
Kinder unter 15 Jahren Sozialgeld, in Wil-
helmshaven sind es aktuell 27,9%. Laut UNI-
CEF sind in Deutschland 1,5 Mio Kinder arm,
die Zahl steigt hier drastischer als in anderen
Industrieländern.

Anhand verschiedener Statistiken und
Studien machte Richter deutlich, dass arme
Kinder schlechtere Bildungschancen haben
als Gleichaltrige aus “besseren” Familien:
“Wieso weshalb warum – wer nichts hat,
bleibt dumm”. Nicht allein, dass die ange-
spannte Situation im Elternhaus ihre Entwi-
cklung beeinträchtigt – 67% sind nicht alters-
gerecht entwickelt, sie hängen in allen ihren
Fähigkeiten oft mehrere Jahre hinterher-, es
wurde sogar herausgefunden, dass sie bei
gleichen Noten oft schlechtere Empfehlun-
gen für weiterführende Schulen erhalten als
MitschülerInnen aus “geordneten” Verhältnis-
sen. Sie werden schlechter ernährt, sind oft
übergewichtig und haben oft nicht die Mög-
lichkeit, ihrem Grundbedürfnis nach Bewe-
gung z. B. in Sportvereinen nachzukommen. 

Richter beschränkte sich nicht auf diese
und viele weitere erschütternde, aber letztlich
kalte Zahlen, sie schilderte auch eindrücklich
Einzelschicksale aus ihrer Beratungspraxis.
Wie bewältigen arme Kinder ihre Situation?
Zusätzlich zum materiellen Mangel müssen
sie auch noch die Kröte schlucken, ausge-
grenzt zu werden. Sie zitierte z. B. aus einem
Interview mit einem betroffenen Mädchen,
das noch nicht einmal auf dem Rummel mit
Freundinnen Karussell fahren konnte – die
Mutter konnte ihr einfach kein Geld dafür ge-
ben. Oftmals reagieren die mehrfach überfor-
derten Eltern aggressiv, wenn die Kinder mit
ihnen über die Probleme sprechen wollen.
Andererseits schrauben vor allem allein erzie-
hende Mütter ihre eigenen Bedürfnisse bis
hin zur Ernährung zurück, um wenigstens
den Kindern ein Minimum zu ermöglichen.

Richters Ausführungen wurden durch die
anwesenden Fachleute aus Wilhelmshaven
ergänzt und im Wesentlichen bestätigt. Dr.
Rübsamen, Leiter des Gesundheitsamtes,
weiß, dass bei mehr als 7% der Kinder kein
Elternteil einer Beschäftigung nachgeht. In
der Südstadt und F’Groden gehören 64% al-
ler Kinder zu gesellschaftlich benachteiligten
Gruppen (arm, allein erziehend, MigrantInnen
etc). Jugendamtsleiter Carsten Feist berichte-
te, dass seine Behörde schon für ein Drittel
der derzeit 1.900 Kindergartenplätze (3-bis 6-

Jährige) die Kosten übernehmen muss, weil
die Eltern es einfach nicht können. 80% aller
Wilhelmshavener Heimkinder kommen aus
ALG II-Familien. Die Leiterin der Hafenschule,
Inse Böhlke-Itzen, beschrieb den Schulalltag
im sozialen Brennpunkt. Manche Kinder sind
schon deutlich vor Schulanfang auf dem
Schulhof, weil sie nicht anderweitig betreut
werden. Sie kommen ohne oder mit unge-
sundem Frühstück (Süßigkeiten). Sie kom-
men ohne Hausaufgaben, weil das keiner
beaufsichtigt. Sie kommen falsch gekleidet
(im Sommer zu warm, im Winter ohne Sok-
ken), ohne Sportzeug, mit unaufgeräumten
Ranzen, oft fehlen über Wochen die erforder-
lichen Schulbücher (mehr als 40% nutzen
die Schulbuchausleihe), statt kind- und
schulgerechter Materialien statten die Eltern
sie mit kostenlosen Werbegeschenken aus
(Textmarker statt Bleistift u.ä.)

Dorothee Langer leitet die Beratungsstel-
le “Wendepunkt”, die im Auftrag der Stadt Fa-
milienhilfe leistet. Nach ihrer Kenntnis ist je-
des dritte Kind in der Stadt mehrfach be-
nachteiligt, jedes fünfte wird keinen
Schulabschluss erhalten. Der Wendepunkt
kümmert sich auch um vernünftige Ernäh-
rung: “Kinder kannten teilweise das Gemüse
nicht, das wir ihnen gegeben haben.” Fazit:
“Nach 12 Jahren Arbeit haben wir alles
durch”. Und: “Ein im Elternhaus verhungertes
Kind – so etwas kann auch in Wilhelmsha-
ven passieren.”

Marianne Janss gab ergänzende Infor-
mationen zur Gruppe der MigrantInnen: etwa
7.500 WilhelmshavenerInnen haben einen
Migrationshintergrund (je zur Hälfte Auslän-
der bzw. Aussiedler). 400 Flüchtlingsfamilien
leben hier, 80% von ALG II, das sie in Form
von Wertgutscheinen erhalten, zuzüglich 40
Euro Taschengeld im Monat.

Nicht selten gelingt es Familien über
mehrere Generationen nicht, aus der Armuts-
falle herauszukommen. So sind es laut Böhl-
ke-Itzen nicht immer die Lehrkräfte, die den
betroffenen Kindern den Zugang zur Real-
schule oder zum Gymnasium absprechen;
auch Eltern beschließen, entgegen anders-
lautender Empfehlung: “Hauptschule reicht!”
Oder, so Langer: Eltern, die selbst als Kind
häusliche Gewalt erlebt haben, wollen es
besser machen – und setzen den eigenen
Kindern dann aus falsch verstandener Liebe
gar keine Grenzen mehr – was deren sozia-
ler Kompetenz eher schadet.

Keine/r wollte nun diese Runde ohne
eine bessere Zukunftsperspektive verlassen.
Richter: “Das Problem Kinderarmut wird nicht
zur Kenntnis genommen. Zahlen liegen uns
aber zur Genüge vor. Es besteht kein Er-
kenntnis-, sondern Handlungsbedarf!” Kon-
zepte lägen zur Genüge vor, aber “es fehlt
der politische Wille, sie umzusetzen.” Stim-
men aus dem Publikum vermissten übrigens
bei dieser Diskussion die städtische Kom-
munalpolitik. (Norbert Schmidt war da – die
Verf.) Feist führte verschiedene städtische

Maßnahmen an, u. a. das neue Jugendzen-
trum in F’groden. Er forderte, man solle nicht
immer nur meckern und nach der öffent-
lichen Hand rufen. Damit tat er den Anwe-
senden allerdings unrecht. Denn wenngleich
die Fachleute die Situation anhand drasti-
scher Zahlen beschrieben hatten, so ver-
mittelten sie doch nicht den Eindruck, resig-
niert die Hände in den Schoß zu legen. Böhl-
ke-Itzen berichtete, dass Hausbesuche bei
Erstklässlern fester Bestandteil des Konzep-
tes der Hafenschule sind: “Wir kriegen mehr
zu fassen, als wir zu hoffen wagen” – aber
“man verlangt uns Lehrkräften den Sozialar-
beiter ab.” Darüber hinaus ergänzen z. B.
Lehrkräfte aus eigener Tasche Materialien,
die Kinder von den Eltern nicht erhalten. In
Kooperation mit der Musikschule können
Kinder für 11 Euro im Monat Gitarrenunter-
richt nehmen. Dass auch ehrenamtlich etwas
getan wird, bestätigte Brigitte Tabbach vom
Kinderschutzbund. Derzeit kümmern sich
dort 28 Frauen (wo sind die Männer? – die
Verf.) um benachteiligte Kinder, die sich u. a.
(über gebührenfreie Telefone) anonyme Be-
ratung holen können.

Langer brachte den gesellschaftspoliti-
schen Umgang mit Kinderarmut auf den
Punkt. Z. B. PISA: “Man guckt immer nach
den Ländern, wo es noch schlechter läuft,”
statt sich an Vorbildern zu orientieren. “Die
niedersächsische Schulreform ist das
Gegenteil von dem, was PISA fordert.” Als
Grundursache erkennt sie den “Spätkapita-
lismus”: “Kapital und Macht kumulieren – de-
nen ist es egal, ob wir arme Kinder haben.”
Moderator Jürgen Westerhoff, bemüht um
eine harmonische Atmosphäre: “Aber Sie
kriegen doch auch Spenden …” Womit er
Langers These eher be- als widerlegte, denn
zum Kapitalismus gehören auch die Almo-
sen, die von den Tischen der Reichen fallen.

Feist sieht eine Chance im demografi-
schen Wandel: Angesichts sinkender Gebur-
tenzahlen dürfe man nicht die Mittel kürzen,
“das Geld nicht einsacken, sondern im Sy-
stem lassen.” Prävention sei zwar eine freiwil-
lige Leistung, “aber nicht disponibel.”

Langer formulierte das Ziel: “Weg von
den zerfledderten Arbeitskreisen hin zu et-
was Zentralem – wir müssen etwas be-
wegen.” Sollte man nun aus dieser Veranstal-
tung heraus (mal wieder) einen neuen Ar-
beitskreis gründen? Wolfgang Schwarz von
der Wilhelmshavener Kinderhilfe wusste
dazu eine Alternative: den bei der WiKi ge-
gründeten Arbeitskreis Kinderarmut als ge-
meinsames Forum nutzen.  q
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Danke!
Über 1000 Menschen haben am
11. September der LAW oder ihren
Einzelkandidaten ihre Stimmen ge-
geben. Sie haben es möglich ge-
macht, dass Johann Janssen und
Gerold Tholen im Rat der Stadt ihre
Stimme erheben können für mehr
soziale Gerechtigkeit in Wilhelms-
haven. 
Dafür danken wir unseren Wähle-
rinnen und Wählern und laden sie
ein, mit uns politisch tätig zu wer-
den. Unsere öffentlichen Mitglie-
derversammlungen finden jeden
Mittwoch ab 19.30 Uhr in der Gast-
stätte Schwarzer Bär (Bismarckstra-
ße 179a) statt.

Verarscht!
Wer glaubt noch an den Weihnachtsmann?
(noa) Arbeitsgelegenheiten, kurz AGH, besser bekannt als “1-Euro-Jobs”, sollen laut
Hartz IV zur Eingliederung Langzeitarbeitsloser in den Arbeitmarkt beitragen. Schon
in der zweiten Hälfte des Jahres 2004, also vor Inkrafttreten des Gesetzes, wurden
Befürchtungen laut, dass sie diesen Zweck nicht erfüllen werden, sondern sogar
außerdem Jobkiller sind.

Vieles deutet darauf hin, dass es so auch
tatsächlich gekommen ist.

Dass Arbeitsgelegenheiten eigentlich da-
zu dienen sollen, Arbeitsentwöhnte wieder
an die Arbeit heranzuführen, Arbeitsunwillige
zur Arbeit zu erziehen, davon ist schon lange
keine Rede mehr. Von Anfang an war es so,
dass Menschen, die schon lange ohne Er-
werbsbeschäftigung waren und dringend ar-
beiten wollten, sich um die AGH geradezu
gerissen haben. Zur Zeit des letzen “Früh-
jahrsputzes” der WZ hörte ein Gegenwindle-
ser zufällig, wie ein 1-Euro-Jobber über diese
Aktion schimpfte: “Die nehmen uns die Arbeit
weg!” Die wenigen Langzeitarbeitslosen, die
in Wirklichkeit nicht arbeiten wollen und sich
auf Kosten der Allgemeinheit durchs Leben
nieseln wollen, schaffen das auch weiterhin.

Zusätzliche Arbeit?
“Zusätzlich” und “gemeinnützig” sollen

die Tätigkeiten sein, die Langzeitarbeitslose
gegen eine Mehraufwandsentschädigung
von einem Euro oder auch 1,50 € pro Stunde
im Prinzip höchstens für ein halbes Jahr, nur
in Ausnahmefällen auch länger, im Prinzip
höchstens 4 Stunden am Tag, in Ausnahme-
fällen auch mit längerer Arbeitszeit verrichten
sollen. “Zusätzlich”, das heißt, dass es sich
um Arbeiten handelt, die normalerweise, also
ohne AGH, gar nicht getan würden. Bezogen
auf die Stadt Wilhelmshaven als Trägerin und
Nutznießerin von AGH wird sehr laut darüber
getuschelt, dass sie das Kriterium der Zu-
sätzlichkeit dadurch erfüllt, dass sie erst Leu-
te entlassen oder nach Verrentung nicht er-
setzt hat, um dann zu sagen, die Arbeit, die
nun nicht mehr verrichtet wurde, sei “zusätz-
lich”. Ein Blick in die Liste der “Arbeitsgele-
genheiten 2006” zeigt, dass dieses Getu-
schel zu stimmen scheint:: Zwei Arbeitskräfte
reinigen in Trägerschaft der Stadtwerke die
Grünflächen auf dem Gelände des City-Hal-
lenbades; drei arbeiten im Bereich des Gar-
ten- und Landschaftsbaus auf dem Gelände
des Rosariums (Träger: GAQ, eine städtische
Gesellschaft); 40 (vierzig!) verrichten im Be-
reich von Schulen und anderen öffentlichen
Gebäuden und Anlagen Gärtnerarbeiten,
schneiden Bäume zurück, zupfen Unkraut,
mähen Gras (Träger: wieder die GAQ). Dies
sind Arbeiten, die eigentlich dem Grünflä-
chenamt obliegen. Doch das besteht, be-
trachtet man die Personalstärke, genau ge-
nommen gar nicht mehr.

Ist Lohnkostensparen “gemein-
nützig”?

Über 40 teilzeitbeschäftigte Gärtnergehil-
fInnen, für die kein Lohn zu zahlen ist, erset-
zen ca. 30 bezahlte Kräfte. Das spart! Denn
die 1,50 € pro Stunde, die sie bekommen,
stammen ja aus Mitteln der Bundesagentur
für Arbeit, und die Stadt “hat keinen Pfennig
dazubezahlt”. Wieviel sie zusätzlich zum ein-
gesparten Lohn an ihnen verdient, konnten
wir nicht ermitteln. Das Gesetz sieht “Regie-

mittel” bis zu 500 € pro Arbeitskraft monat-
lich für die Träger von AGH vor; wir erfuhren
aus gewöhnlich gut unterrichteten Kreisen,
hier in Wilhelmshaven seien es 350 € Doch
da uns ein nicht-städtischer Träger von AGH
glaubwürdig versichert, keine “Regiemittel”,
sondern nur die Mehraufwandsentschädi-
gung, die an die Ein-Euro-Jobber auszuzah-
len ist, zu kassieren, müssen wir entweder
annehmen, dass es im Bereich des Job-
Centers Wilhelmshaven grundsätzlich keine
gibt – oder dass manche Träger welche be-
kommen, andere hingegen nicht. 

“Gemeinnützig” sollen die Arbeiten, die
Ein-Euro-Jobber erledigen, außerdem sein.
Gut, das kann man bei der Pflege öffent-
lichen Grüns ebenso wenig in Zweifel ziehen
wie bei dem Einsatz von AGH-Kräften im so-
zialpädagogischen und pflegerischen Be-
reich. Aber ist Letzteres denn auch “zusätz-
lich”?

Was ist “zusätzlich”?
An einigen Wilhelmshavener Schulen ar-

beiten Ein-Euro-Kräfte. An der IGS macht
eine Kraft mit 30 Wochenstunden “Schüler-
betreuung im handwerklichen Bereich”. Auch
als Pausenaufsichten und zur Betreuung
kranker Schulkinder sind AGH-Kräfte an der
IGS tätig. An der Grundschule Altengroden
sind vier Kräfte mit je 30 Stunden als “Com-
puterlotse”, als Lehrkräfte für gesunde Ernäh-
rung und mit Arbeit in der Schulbücherei be-
schäftigt. An der Freiherr-vom-Stein-Schule
betreuen AGH-Kräfte SchülerInnen in den
Nachmittagsstunden, die Oldeoogeschule
nennt eine AGH zur Hausaufgabenbetreu-
ung ihr eigen, und an der Hafenschule und
der Nogatschule, die auch Kinder mit Behin-
derungen aufnehmen, arbeiten AGH-Kräfte
als Integrationshelfer.

Kontinuität gefordert
Dieses zuletzt genannte Beispiel wirft am

deutlichsten die Frage auf, ob es tatsächlich
zusätzliche Arbeit ist. Da arbeitet z.B. ein Er-
gotherapeut als Integrationshelfer mit einem
behinderten Jungen, während voll bezahlte
Erzieherinnen andere behinderte SchülerIn-
nen betreuen. Ist die Arbeit des Ergothera-
peuten “zusätzlich” in dem Sinn, dass der be-
troffene Junge ansonsten keine Integrations-
hilfe bekäme?

Beim “Einstellungsgespräch” hat die
Schulleiterin dem Ergotherapeuten gesagt,
wie wichtig es ist, dass er regelmäßig und
pünktlich kommt. Eine solche Arbeit erfordert
Kontinuität, das Kind gewöhnt sich an seinen
Integrationshelfer, da sollte man schon zuver-
lässig sein. Doch wie ist es damit zu verein-
baren, dass man für eine solche Arbeit einen
Ein-Euro-Jobber nimmt? Der ja nur für sechs
Monate, höchstens ein Jahr beschäftigt wer-
den darf?

An der Schule, an der dieser Ergothera-
peut als AGH-Kraft tätig ist, wurde übrigens
zum Beginn des laufenden Schuljahrs ein Er-

gotherapeut in einem sozialversicherten Ar-
beitsverhältnis eingestellt. “Unser” Ergothera-
peut hatte sich auf diese Stelle beworben.
Schließlich sollen die AGH ja die Eingliede-
rung Arbeitsloser fördern...

Verarscht! Er bekam die Stelle nicht. q

Der GEGENWIND ist nicht das Verlautba-
rungsorgan einer Organisation. Er wird ge-
macht von Leuten, die zur politischen Lin-
ken um Gewerkschaften, Friedens-, Um-
weltschutz- und Frauenbewegung, SPD,
Grüne und Alternative gehören. Die Zei-
tung versteht sich als Diskussionsforum
der Linken in Wilhelmshaven und Umge-
bung. Themenbereiche des GEGENWIND
sind Arbeit, Kultur, Kommunalpolitik, Um-
welt, Soziales.
Der Gegenwind sieht es als seine Aufgabe
an, Informationen und Kommentare zu ver-
breiten, die sonst keine Chance auf Veröf-
fentlichung hätten, aufzuklären, sich einzu-
mischen und Einfluss zu nehmen. Der
GEGENWIND wird durch Beiträge des
GEGENWIND-Vereins, des GEGENWIND-
Förderkreises und durch Anzeigen finan-
ziert. Kritik und Mitarbeit der LeserInnen
sind erwünscht.
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30 Jahre Pumpwerk
Wie steht das Pumpwerk heute da?
(hk) Zusammen mit einigen hundert geladenen Gästen feierten auch zwei Gegen-
windlerInnen das Jubiläum des Wilhelmshavener Vorzeigeobjektes an der Deich-
brücke. Aufgemacht im Stil einer Schickeria-Party (gedämpfter Live-Jazz [piano/sax],
ein “flying Buffet”, 30 Jahre Pumpwerk als PowerPointPräsentation, alle Getränke frei)
kam das berühmte Pumpwerk-Feeling nur bei der Rede des Oberbürgermeisters im
Ansatz zum Tragen.

Eingeleitet wurde der Abend von einem
Vortrag der Wilhelmshavener Touristik- und
Freizeit-Vorsitzenden und Gastgeberin Aida
Kleinschmidt. 

Frau Kleinschmidt manifestierte in ihrer
Rede die Entwicklung, die das Pumpwerk in
den letzten Jahren mitgemacht hat – von ei-
nem Kultur- und Kommunikationszentrum zu
einer Dependance der Stadthalle. Das
Pumpwerk ist dann ja auch genau den Weg
gegangen, den Frau Kleinschmidt schon bei
ihrer Amtseinführung beschrieben hatte. Aus
dem Pumpwerk wurde ein eiskalt durchkal-
kulierter und betriebswirtschaftlich ausge-
richteter Veranstaltungsort, an dem die Agen-
turen ihre Freude haben.

Das Positive an Frau Kleinschmidt ist,
dass sie sich gar nicht erst bemüht, die Be-
deutung des Pumpwerks für die Wilhelmsha-
vener Bevölkerung zu verstehen. Sie macht
eben ihren Job auch in der Jubiläumsrede.

Ganz anders kam Wilhelmshavens Ober-
bürgermeister Eberhard Menzel daher. In sei-
ner Rede merkte man, dass er wirklich einen
Großteil seiner freien Zeit im Pumpwerk ver-
bracht hatte, dass er die Auseinandersetzun-
gen der damaligen Zeit nicht nur vom Hören-
sagen kennt. Man konnte bei ihm spüren,
dass ihm bewusst war, was das Pumpwerk
für Wilhelmshaven und letztendlich auch für
die bundesweite Entwicklung der sozikultu-
rellen Zentren bedeutete.

Wir zitieren rückblickend aus einem
Gegenwind-Artikel vom Januar 2004:

1976 wurde das alte Pumpwerk an der
Deichbrücke zum Kulturzentrum. Es wurde

ein Programm angeboten, wie es die Repu-
blik noch nicht gesehen hatte. Jazz, Punk
und Rock, Informationsveranstaltungen zu
Atomkraft, Chemie, Schulen, Militarismus,
Schwulen, Rassismus, Internationalismus.
Filme, die sonst nirgends eine Chance hat-
ten, gezeigt zu werden. Kabarett und Theater
vom Feinsten oder auch einfach von der
Straße. 

Und so dauerte es auch nicht lange, bis
sich die unterschiedlichsten Wilhelmshave-
ner Gruppen das Pumpwerk als ihre Heimat
aussuchten. Umweltschutzbewegung, Verei-
ne verschiedenster Nationalitäten, die Frie-
densbewegung, alternative Zeitungen – sie
alle fanden im Pumpwerk nicht nur Räume,
um sich zu treffen, sie fanden hier auch Leu-
te, die sich dafür einsetzten, dass die Inter-
essen der Gruppen einen Weg in die Öffent-
lichkeit fanden.

Das Konzept, dass all die Gruppen, die
sonst in der Gesellschaft kaum Gehör fan-
den, sich im Pumpwerk treffen konnten und
gleichzeitig auch noch durch ein Mitarbei-
ter-Team unterstützt wurden, um ihre Vorstel-
lungen auch öffentlich zu machen, machte
Furore in der Republik.

Es fanden, überspitzt gesagt, regelrech-
te Wallfahrten nach Wilhelmshaven statt, um
Genaueres über das Pumpwerk-Konzept zu
erfahren. Unzählige Kulturzentren wurden
nach dem Vorbild des Pumpwerks aufge-
baut! 

Widerlich stinkende Toiletten in einem
Nebengebäude, unzumutbare Verhältnisse
für die Akteure und viele andere Kleinigkei-
ten sorgten 1990 dafür, dass das Pumpwerk
umgebaut wurde. Auf unsere Frage, ob mit
dem bevorstehenden Umbau auch konzep-
tionelle Änderungen einhergehen, antworte-
te der damalige Geschäftsführer der FREI-
ZEIT, Rüdiger Kramp: “Wir wären schön blöd,
wenn wir das, was sich in 12 Jahren Pump-
werk bewährt hat, verändern würden.”

Das “neue” Pumpwerk präsentierte sich
nicht nur im neuen Outfit, auch programma-
tisch änderte sich einiges: Es wurde jetzt
mehr Wert darauf gelegt, dass die Veranstal-
tungen sich rechnen, die politisch arbeiten-
den Gruppen hatten sich aus dem Pump-
werk zurückgezogen (u.a. auch, weil es kei-
ne Räume mehr gab), das Pumpwerk wurde
fester Bestandteil der Planung der Tournee-
und Konzertagenturen. Das Pumpwerk als
Anlaufpunkt, als Treffpunkt, wo man einfach
mal so hinging, hatte aufgehört zu existie-
ren. Das Programm wurde ausgedünnt, das
Pumpwerk war monatlich an mehr Tagen ge-
schlossen als geöffnet.

Der endgültige Niedergang des Pump-
werks als soziokulturelles Zentrum wurde
dann mit der neuen Preispolitik der WTF ein-
geläutet. Die Chance für Bürgerinitiativen,
Theatergruppen oder andere Interessenten,
ihre Vorstellungen in der Öffentlichkeit zu
präsentieren, wurde durch die ausschließ-

lich betriebswirtschaftliche Sichtweise der
neuen WTF-Geschäftsführerin Aida Klein-
schmidt auf den Nullpunkt gesenkt.

Was das Pumpwerk für die Entwicklung
Wilhelmshavens bedeutete verdeutlichen die
Auszüge aus dem Pumpwerkprogramm vom
Juli 1978. q

AAuucchh wweennnn eess nniicchhtt ssoo kklliinnggtt:: WWiirr ssiinndd ffrroohh,,
ddaassss eess iinn WWiillhheellmmsshhaavveenn ddaass PPuummppwweerrkk
ggiibbtt,, ddeennnn eess iisstt nnaattüürrlliicchh mmeehhrr aallss nnuurr eeiinnee
DDeeppeennddaannccee ddeerr SSttaaddtthhaallllee,, wwiiee wwiirr eess wweeii--
tteerr oobbeenn ggeesscchhrriieebbeenn hhaabbeenn.. UUnndd eess ssiinndd
nniicchhtt nnuurr ddiiee MMiittaarrbbeeiitteerr uunndd MMiittaarrbbeeiitteerriinn--
nneenn vvoonn KKaallllii üübbeerr SStteeffaann uunndd HHeellmmuutt zzuu
TTaassssoo,, ddiiee jjeeddeenn PPuummppwweerrkk--BBeessuucchh zzuu eeii--
nneemm EErrlleebbnniiss wweerrddeenn llaasssseenn.. EEss iisstt ddeerr
GGeeiisstt ddeess AAuuffbbrruucchhss,, ddeerr nnoocchh iimmmmeerr
dduurrcchh ddaass GGeebbäällkk ddeess PPuummppwweerrkkss wweehhtt,,
ddeerr GGeeiisstt,, ddeerr ssiicchh wweeddeerr dduurrcchh UUmmbbaauu--
ooddeerr RReennoovviieerruunnggssmmaaßßnnaahhmmeenn nnoocchh
dduurrcchh ddiiee tteeuurreenn PPaarrffüümmss ddeerr BBaannkkeerr uunndd
MMaannaaggeerr,, ddiiee eess sscchhiicckk ffiinnddeenn,, iimm PPuummpp--
wweerrkk zzuu ttaaggeenn,, vveerrttrreeiibbeenn lläässsstt.. 
UUnnsseerreenn AArrttiikkeell iimm GGeeggeennwwiinndd 119955 hhaatttteenn
wwiirr ““PPuummppwweerrkk –– ddaass wwaarreenn wwiirr!!”” üübbeerr--
sscchhrriieebbeenn.. DDaass mmuussss aauucchh ffüürr ddiiee ZZuukkuunnfftt
ggeelltteenn!!

Gegenwind-Titel 1992


